
Vertrag über die Betrauung 
mit gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen 

(Öffentlicher Dienstleistungsauftrag - ÖDA - Im Sinne des PBefG) 
 

zwischen 
 

der Stadt Donaueschingen, Rathausplatz 1, 78166 Donaueschingen, 
vertreten durch Herrn Oberbürgermeister Erik Pauly 

- nachfolgend Stadt - 

und 

der Firma … 
- nachfolgend Unternehmen - 

 
über die Gewährung einer Ausgleichsleistung für die Erfüllung von 

gemeinwirtschaftlichen Verpflichtungen im Stadtbusverkehr Donaueschingen 
 
 

§ 1 
Pflichten des Unternehmens 

 
(1) Das Unternehmen verpflichtet sich, die in der Anlage 1 (Liniennetzplan und 

Fahrpläne) definierte und räumlich abgegrenzte gemeinwirtschaftliche 
Verpflichtung im Rahmen einer Direktvergabe gemäß Art. 5 Abs. 4 VO (EG) Nr. 
1370/2007 zu erfüllen. 
 

(2) Die zum Einsatz kommenden Fahrzeuge ergeben sich aus der 
Leistungsbeschreibung sowie den ggf. von der Stadt gezogenen Optionen. 

 
(3) Reservefahrzeuge müssen die gleiche Qualität - jedoch nicht Neufahrzeuge - 

aufweisen. Als Reservefahrzeuge für batterielektrische Busse können auch 
Fahrzeuge mit Dieselantrieb eingesetzt werden. 



(4) Die Haltestellen sind jeweils mit Liniennetzplan, haltestellenbezogenen 
Fahrplänen mit QR-Code und Tarifinformationen in Schaukästen ausgestattet. 
Das Unternehmen liefert über die vorgegebene Datendrehscheibe Echtzeitdaten 
für die dynamische Fahrgastinformationsanzeige am Bahnhof Donaueschingen. 

 
(5) Das Fahrpersonal trägt einheitliche Dienstkleidung, wird regelmäßig nach dem 

Berufskraftfahrerqualifikationsgesetz geschult, besitzt Strecken- und 
Tarifkenntnis und wird nach den Vorgaben des Landestariftreuegesetzes 
entlohnt. Die Einsatzzentrale des Unternehmens ist während der Betriebszeiten 
ständig erreichbar. Das Unternehmen bestellt einen Verkehrsleiter, der auch die 
Fahrpersonale überwacht. 

 
(6) Zur Anwendung kommen die Beförderungsentgelte und -bedingungen des 

Move. In allen Fahrzeugen können Fahrausweise des Move-Tarifs genutzt 
werden . 

 
(7) Das Unternehmen ist verpflichtet, ab dem 16.08.2027 Inhaberin der 

Genehmigungen für die Verkehrsleistungen gemäß § 1 zu sein, und diese 
Genehmigungen über die ganze Vertragslaufzeit hinweg aufrechtzuerhalten . 

 
 

§ 2 
Pflichten der Stadt 

 
(1) Die Stadt gewährt dem Unternehmen für die Erfüllung der gemeinwirtschaftlichen 

Verpflichtungen gemäß § 1 eine pauschale Ausgleichsleistung von € … pro Jahr 
in nicht umsatzsteuerbarer Weise. Ab dem zweiten und dritten Betriebsjahr 
finden jährlich zu gleichen Erhebungsperioden Fahrgastzählungen des 
Unternehmens statt. Eine Verringerung der Fahrgastzahlen führt nicht zur 
Erhöhung der Ausgleichsleistung. 

 
(2) Die Berechnung der Ausgleichsleistung gemäß Abs. 1 Satz 1 ergibt sich aus der 

Kalkulation des finanziellen Nettoeffekts in Anlage 2. 
 
(3) Die Ausgleichsleistung wird in zwölf gleichen Raten jeweils am 15. des lfd. 

Monats ausbezahlt. 
 
(4) Die Ausgleichsleistung wird jährlich wie im Aufforderungschreiben beschrieben 

fortgeschrieben. 



 
 

§ 3 
Vermeidung einer Überkompensation 

 
(1) Das Unternehmen verpflichtet sich, bezogen auf die gemeinwirtschaftliche 

Verpflichtung gemäß § 1 eine Trennungsrechnung einzurichten. Die 
Durchführungsvorschriften für die Trennungsrechnung ergeben sich aus Nr. 5 
des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007. Die Trennungsrechnung unterscheidet 
einnahmenseitig Fahrgeldeinnahmen, Erstattungszahlungen für die 
unentgeltliche Beförderung von Schwerbehinderten und Ausgleichsleistungen für 
die Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Verpflichtungen. Die Schlüsselung von 
Querschnittsfunktionen erfolgt nach den Grundsätzen der Sachgerechtigkeit und 
Stetigkeit. Die Trennungsrechnung umfasst den gleichen Zeitraum wie die 
Jahresabschlüsse. 

 
(2) Das Unternehmen verpflichtet sich, die Regeln der Nrn. 1 bis 6 des 
Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 einzuhalten. Hierzu legt es der Stadt jedes 
Jahr sowie nach Vertragsende eine Bestätigung ihres Steuerberaters / 
Wirtschaftsprüfers vor, der zufolge diese Regeln des Anhangs eingehalten 
werden. Der Gewinn gemäß Ziff. 6 des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 ist auf 
5% der gemäß Abs. 1 trennungsgerechneten Kosten im Dreijahresdurchschnitt 
begrenzt. 

 
(3) Die Ausgleichsleistung gemäß § 2 Abs. 1 vermindert sich um die ersparten 

Aufwendungen, welche sich aus der Nicht- oder Schlechterfüllung der betrauten 
Leistungen gemäß diesem Vertrag ergeben. Die Erfüllung der vertragsgemäßen 
Leistungen ist von dem Unternehmen jährlich sowie nach Vertragsende durch 
Vorlage einer Bestätigung ihres Steuerberaters / Wirtschaftsprüfers zu belegen, 
wonach die Leistungen erbracht und die Mindeststandards eingehalten wurden. 

 
(4) Der Anreiz zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung einer wirtschaftlichen 

Geschäftsführung gemäß Nr. 7 Anstr. 1 des Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 
ergibt sich daraus, dass das Unternehmen keine Ansprüche auf einen 
Verlustausgleich im Nachhinein hat. 

 
(5) Der Anreiz zur Aufrechterhaltung oder Entwicklung der Erbringung von 

Personenverkehrsdiensten ausreichend hoher Qualität gemäß Nr. 7 Anstr. 2 des 
Anhangs zur VO (EG) Nr. 1370/2007 ergibt sich aus § 1 (Fahrplan- und 
Fahrzeugspezifikationen, Busausstattung, Personalspezifikationen). 

 
(6) Die Erstattung einer festgestellten Überkompensation und deren Verzinsung 

richtet sich nach der Bekanntmachung der Europäischen Kommission vom 
15.11.2007 (ABIEU Nr. C 272/4). 

 
(7) Die Veröffentlichung des Gesamtberichts gemäß Art. 7 Abs. 1 VO (EG) Nr. 

1370/2007 erfolgt durch die Stadt in ihrem Internetauftritt. 



 
 

§ 4 
Inkrafttreten, Laufzeit 

 
(1) Dieser Vertrag tritt am 16.08.2027 in Kraft und hat eine Laufzeit bis zum 

15.08.2037. 
 
(2) Die ordentliche Kündigung ist ausgeschlossen. Das Recht zur außerordentlichen 

Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt. 
 
 

§5 
Schlussbestimmungen 

 
(1) Änderungen dieses Vertrages bedürfen der Schriftform. 

 
(2) Sollten einzelne Bestimmungen dieses Vertrages unwirksam oder 

undurchführbar sein oder nach Vertragsschluss unwirksam oder undurchführbar 
werden, bleibt davon die Wirksamkeit des Vertrages im Übrigen unberührt. An 
die Stelle der unwirksamen oder undurchführbaren Bestimmung soll diejenige 
wirksame und durchführbare Regelung treten, deren Wirkungen der 
wirtschaftlichen Zielsetzung am nächsten kommen, die die Vertragsparteien mit 
der unwirksamen bzw. undurchführbaren Bestimmung verfolgt haben. Die 
vorstehenden Bestimmungen gelten entsprechend für den Fall, dass sich der 
Vertrag als lückenhaft erweist. 

 
 
 

 
Donaueschingen, … 

 
 
 

für die Stadt 
Erik Pauly 
Oberbürgermeister 

 
für das 
Unternehmen 
… 
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